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Prolog

Bevor mein Verstand realisiert, was los ist, beginnt mein Herz zu rasen. Innerhalb von Sekunden bin ich hellwach. Ich wage es nicht, mich zu bewegen. Mein Atem geht schnell. Eine normale Reaktion wäre wahrscheinlich gewesen, hochzuschrecken, doch ich liege wie erstarrt in meinem Bett.
Mein Zimmer hat keine Vorhänge. Eigentlich mag ich es, wenn morgens die Sonne hereinstrahlt und ich als Erstes den Himmel sehen kann. Ein blauer Himmel zaubert mir zuverlässig ein Lächeln ins Gesicht. Doch in diesem Moment bedeutet die freie Fensterfläche nur eines: keinen Schutz. Beruhige dich, Carla, denk nach, sage ich mir selbst.
So leise es geht, schiebe ich die Bettdecke zurück und krabble gebückt zum zwei Meter entfernt stehenden Schreibtisch. Unten bleiben, bloß nicht am Fenster gesehen werden. Dabei drängt alles in mir darauf, hinunter in den Innenhof zu schauen, um die Lage einschätzen zu können. Ich nehme den ersten Stift, den ich zu greifen bekomme – einen lila Edding – und schleiche zurück ins Bett. Auf alles vorbereitet sein. Mit zitternden Händen entsperre ich mein Handy und suche nach der Notfallnummer meines Anwalts. Absurd, dass in meinem Handy eine solche Nummer eingespeichert ist, denke ich. Ich schreibe sie mit dem lila Edding auf meinen Unterarm und atme langsam aus.
Das Schlagen der Tür zum Hinterhof hatte mich aufgeweckt. Kurz darauf hörte ich stampfende Schritte im Treppenhaus, die jetzt immer lauter werden. Viele Schritte. Als liefe eine ganze Einheit die Treppe nach oben. Mit schweren Stiefeln, so sehr poltert es in dem alten Treppenhaus. Ich wage kaum zu atmen.
Vollkommen starr liege ich unter meiner Bettdecke und warte. Und jetzt?
Ich höre Stimmen und je näher das Poltern kommt, desto weiter rutsche ich unter die Bettdecke. Das Schlagen gegen die gegenüberliegende Wohnungstür lässt die Wände vibrieren. »Polizei, aufmachen!«, brüllt jemand.
Mein Zimmer gehört zur Wohnung einer älteren Frau. Die Wohnung hat zwei Eingänge. Die Tür zum Rest der Wohnung ist dauerhaft verschlossen, der Schlüssel steckt auf ihrer Seite, abends höre ich sie manchmal mit ihren Katzen reden. Jedes Mal, wenn ich in die Küche oder ins Bad möchte, muss ich zum Hinterausgang und durch das Treppenhaus in die WG hinüber. Das ist ziemlich umständlich, und manchmal nervt es mich – aber jetzt ist es eine kleine Hoffnung, an die ich mich klammere: Vielleicht kommen sie nicht zu mir, vielleicht wissen sie nicht, dass die Wohnung geteilt ist.
Mein Mitbewohner, der auf der anderen Seite des Treppenhauses wahrscheinlich noch geschlafen hat, muss das Schlagen gegen die Tür gehört haben, da bin ich sicher. Aber noch hat er nicht reagiert. Wieder ruft jemand laut: »Polizei aufmachen!«, dann werden die Stimmen leiser, sodass ich sie nicht mehr verstehen kann.
Ich nehme mein Handy und rufe meine beste Freundin Lina an. Jemand muss wissen, was hier gerade passiert. Sie sollen eine Pressemitteilung rausgeben und dem Rechtsteam Bescheid sagen. Meinen Anwalt Adrian anrufen. Mir fällt ein Stein vom Herzen, als sie abnimmt und ich weiß, dass in ihrem Zuhause gerade keine Polizist:innen stehen. So leise ich kann, flüstere ich ins Handy. Lina fragt: »Bist du drüben?« und meint damit mein Zimmer gegenüber der WG. Ich sage: »Ja.«
Diesen Wortwechsel werde ich knapp zwei Jahre später in der Gerichtsakte lesen, in der der Polizeieinsatz protokolliert ist. In diesem Moment verrate ich mich selbst.
Ich nehme alles wie in Zeitlupe wahr. Draußen, im Treppenhaus, scheint ein reges Kommen und Gehen zu herrschen. Aus der gegenüberliegenden Wohnung höre ich Stimmen. Obwohl Adrenalin durch meine Adern strömt und ich hellwach bin, fühle ich mich endlos erschöpft. Die letzten Wochen haben mich ausgelaugt. Angestrengt. Noch am Abend bin ich erleichtert ins Bett gefallen. Ich wollte endlich mal wieder ausschlafen, statt, wie beinahe jeden Morgen, noch bei Dunkelheit – obwohl schon Ende Mai ist – das Haus zu verlassen. Dass gerade heute so etwas passieren könnte, damit habe ich nicht gerechnet.
Jetzt ist alles anders. Dass mein Körper nach den letzten Wochen überhaupt noch Adrenalin übrig hat, wundert mich. Ich spüre es durch meine Adern fließen. Ich atme, ein und aus. Ich wiederhole die Worte in meinem Kopf, immer wieder, um mich zu beruhigen: Ein. Und aus. Ein. Und aus, Carla.
Ein ohrenbetäubender Knall lässt meine Fensterscheiben vibrieren. Er dröhnt durch das Haus, als wäre ein Blitz eingeschlagen. Das Blut in meinen Adern gefriert. Dann merke ich: Das ist nicht meine Zimmertür, das geschieht auf der anderen Seite der Wohnung. Sie haben die Wohnungstür meiner Vermieterin aufgebrochen.
Wie selbstverständlich setze ich mich auf, hebe langsam wie automatisch meine Hände über den Kopf.
Dem donnernden Stampfen der Stiefel folgt ein dumpfes Echo, das durch die Wände zu mir herüberdröhnt. Wie ein rhythmisches Trommeln, schnell und beängstigend, hallt es wider.
»Polizei!«, ruft jemand auf der anderen Seite der Wohnung.
»Gesichert!«
Türen knallen.
Ich zittere als würde ich frieren. Die Panik in meinem Körper verlangsamt alles. Eine Welle an Geräuschen rollt auf mein Zimmer zu. Sie kommt näher. Immer näher.
Bis das Trommeln der Füße plötzlich stoppt. Sie sind vor meiner Tür.
Mein Zimmer ist sparsam eingerichtet, an der Wand stehen ein paar Holzkisten mit Erinnerungsstücken, darauf eine Monstera, die meine Mama mir bei einem Besuch geschenkt hat. Kurz sehe ich sie vor mir, wie sie die Pflanze abstellt und mir den gutgemeinten Rat gibt, ich solle es mir doch etwas wohnlicher machen und nicht ständig arbeiten.
Dann höre ich, wie der Schlüssel im Schloss umgedreht wird.
Die Tür fliegt auf, knallt gegen die Kisten, sie fliegen zur Seite und die Blätter der Monstera zittern.
Ich blicke in den Lauf einer Waffe.
≡
Mein Name ist Carla Hinrichs, ich bin zu diesem Zeitpunkt 26 Jahre alt. Ich bin eine deutsche Jurastudentin aus Bremen. Seit 2022 bin ich Teil einer Gruppe von Klimaaktivist:innen, bekannt als die Letzte Generation. Die Boulevardpresse nennt uns »Klimakleber«. Wir unterbrechen mit unseren Straßenblockaden den Verkehr, um Alarm zu schlagen. Wir versuchen, die Regierung dazu zu bringen, sich an ihre eigenen Gesetze zu halten. Denn Klimaschutz hat nicht zuletzt nach dem Urteil des deutschen Verfassungsgerichts vom 24. März 2021, mit Blick auf die Freiheitsrechte junger Generationen, Verfassungsrang. Die Zentralstelle zur Bekämpfung von Extremismus und Terrorismus der Bayrischen Staatsanwaltschaft hat uns angeklagt. Sie sind der Auffassung, die Letzte Generation sei eine kriminelle Vereinigung. Für die Staatsanwaltschaft stehe ich dadurch auf einer Stufe mit gewalttätigen Staatsfeinden.
Es ist ein politisches Problem, und unser Staat ist nicht in der Lage, es zu lösen. Deswegen soll es juristisch gelöst werden: Lieber soll der Bote der schlechten Nachrichten bestraft werden, als dass die warnende Botschaft gehört wird.
Zwei Jahre später.
Auf dem Schreibtisch in meinem Berliner WG-Zimmer liegt ein gelber DIN-A4-Umschlag. Er ist zerknittert und an einer Ecke aufgerissen. Vielleicht hat er beim Transport etwas gelitten, vielleicht wurde er sorglos verpackt. Obwohl er seit mehreren Wochen hier liegt, habe ich ihn nicht geöffnet. Ich weiß ohnehin, was drin ist, vier weitere Menschen haben die gleiche Post bekommen. Unsere Anwält:innen ebenfalls. Sie haben mir die 149 Seiten als Scan geschickt. 149 Seiten Anklageschrift der Zentralstelle zur Bekämpfung von Extremismus und Terrorismus der Staatsanwaltschaft in Bayern. Uns wird vorgeworfen, eine kriminelle Vereinigung gebildet zu haben. Die Letzte Generation. Ich soll eine ihrer Rädelsführer:innen gewesen sein. Ihre Anführerin.
Wenn ich hier an meinem Schreibtisch sitze und die Augen schließe, kann ich noch immer die Polizisten vor mir sehen, wie sie vor zwei Jahren plötzlich dastanden. Wie sie jeden Quadratmeter durchsuchten. Wie sich fast dreißig Beamt:innen in Uniform, größtenteils Männer, in die kleine Wohnung quetschten. Obwohl einige Zeit vergangen ist, ist die Erinnerung so klar, als sei es gestern gewesen. Ich habe umgeräumt, um mich in meinem Zuhause wieder sicherer zu fühlen. Mein Mitbewohner von damals ist ausgezogen. Als die Polizei in meine Wohnung stürmte, klebte ein Zettel an unserer Wohnungstür, den eine Freundin mit bunten Filzstiften gemalt hatte: »Achtung, you are entering a safe space«. Heute hängt er in meiner Küche, ein brauner Schuhabdruck über dem Text. Wenn es klingelt, wenn eine Nachbar:in an die Tür klopft, um nach Salz zu fragen, zucke ich zusammen. Wenn im Hinterhof jemand früh morgens die Mülltonne zuschlägt, bin ich sofort hellwach.
An diesem 24. Mai 2023, als die Oberstaatsanwaltschaft Bayern unsere Wohnungen durchsuchen ließ und mir der Einsatzleiter Herr Pohl den Durchsuchungsbeschluss unter die Nase hielt, »Tatvorwurf: Bildung einer kriminellen Vereinigung nach § 129 STGB«, sperrten sie gleichzeitig unsere Webseite und beschlagnahmten unsere Spendengelder. Auf die Webseite setzte die Staatsanwaltschaft den Text: »Die Letzte Generation stellt eine kriminelle Vereinigung gem. § 129 STGB dar! (Achtung: Spenden an die Letzte Generation stellen mithin ein strafbares Unterstützen der kriminellen Vereinigung dar!)«. Eine rechtswidrige Vorverurteilung, die zu diesem Zeitpunkt schlichtweg falsch ist, aber ihre Konsequenzen haben wird. Aus den Akten weiß ich inzwischen, dass sie mich schon vorher beschattet und mein Telefon abgehört haben. Wenn ich nachts nach Hause laufe, drehe ich mich seitdem einmal mehr um, als man das als junge Frau sowieso schon tut. Wenn meine Mama mich anruft und ich erzähle, was mein Leben so bringt, frage ich mich hinterher, ob ich diese Sätze einmal in einer Akte der Staatsanwaltschaft lesen werde.
Der Tag schlägt eine tiefe Kerbe in meine Biografie und wird mein Leben grundlegend verändern. Und gleichzeitig zeigt er die Kraft, die friedlicher, ziviler Widerstand entfalten kann, deutlicher als kaum ein anderer Tag in den letzten Jahrzehnten. Er zeigt, wie aus Gegenwind Rückenwind werden kann. Wie das Über-die-Stränge-Schlagen des Rechtsstaats zu beeindruckender Solidarität der Zivilgesellschaft führen kann. Wie aus dem Versuch der Unterdrückung eine Welle an Aufmerksamkeit entstehen kann.
Die Verfahren gegen die Letzte Generation nach § 129 STGB, wegen der Bildung einer kriminellen Vereinigung, bilden einen Präzedenzfall gegen friedlichen und zivilen Protest, den Deutschland so noch nicht gesehen hat. Wir wissen von drei Verfahren, die gegen die Letzte Generation geführt werden – in Bayern, Brandenburg und Schleswig-Holstein. In allen drei Bundesländer stellte zum Beginn der Ermittlungen die CDU/CSU den Innenminister. Zusammen mit mir sind in Bayern vier andere Menschen angeklagt. Zwei weitere erwarten eine Anklage. Die Staatsanwaltschaft Neuruppin in Brandenburg hat weitere fünf Menschen angeklagt, in Flensburg ist eine Person allein angeklagt.
Die Anwendung des § 129 STGB ist auch der Grund für die folgende Entrüstung und Solidarisierungswelle. UN-Sonderberichterstatter:innen und Organisationen wie Amnesty International reagierten alarmiert und zeigten sich besorgt über die Einschränkung der Grund- und Menschenrechte in Deutschland. Denn dieser Paragraf eröffnet der Staatsanwaltschaft eine enorme Spannweite an Ermittlungsmöglichkeiten, um effektiv gegen tatsächliche organisierte Kriminalität vorgehen zu können.
Deswegen bezeichnet man den § 129 STGB auch als Mafiaparagraf. Dass er als Waffe gegen friedlichen zivilen Protest gerichtet wird, ist ein Novum. Dabei klagt die Staatsanwaltschaft Bayern mich gerade nicht an, weil ich mich in den letzten Jahren einige Male mit der Letzten Generation auf die Straße gesetzt und festgeklebt habe. Ich bin angeklagt, weil ich mich mit anderen Menschen zusammengetan habe. Weil wir gemeinsam etwas verändern wollten, weil wir uns gemeinsam entschieden haben, alles, was uns lieb ist, zu retten. Weil wir unsere Regierung, während in einer eskalierenden Klimakrise alles auf dem Spiel steht, zur Verantwortung ziehen wollten. Wir forderten die Einhaltung unserer Grundrechte ein, unser Recht auf Klimaschutz und damit die Erhaltung unserer Lebensgrundlage, wie es junge Menschen im Jahr 2021 vor dem Verfassungsgericht erkämpft haben.
Der § 129 STGB bestraft das Gründen, Unterstützen oder die Beteiligung als Mitglied an einer Vereinigung mit dem Zweck, Straftaten zu begehen. Das mögliche Strafmaß reicht von einer Geldstrafe bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe. In besonders schweren Fällen, wie der mir zur Last gelegten Rädelsführerschaft, legt das Gesetz eine Strafe von mindestens sechs Monaten fest. Schon eine Unterstützungshandlung kann mit bis zu drei Jahren Freiheitsentzug bestraft werden, selbst wenn die vermuteten Straftaten noch nicht begangen wurden und selbst wenn die Unterstützungshandlung sonst eine vollkommen straffreie Handlung war. Eine ausreichend stabile Organisationsstruktur und das Vorhaben reichen aus.
Und der § 129 STGB ist keineswegs eine neue Erfindung. Seine Geschichte führt uns ins 19. Jahrhundert zurück. Die Monarchen hatten Angst, dass Menschen sich zu revolutionären Gruppen zusammenschließen und Freiheitsrechte, eine Verfassung oder gar eine Demokratie fordern würden. Also schafften schon in den 1850er- und 1860er-Jahren einige Einzelstaaten Gesetze, um politische Vereinigungen zu kriminalisieren, wie jene, die 1848/49 in der Frankfurter Paulskirche als erstes gesamtdeutsches Parlament zusammenkam, um eine freiheitliche Verfassung zu erarbeiten. Der als Märzrevolution bekannte Aufstand wurde blutig niedergeschlagen und die Beteiligten als kriminelle Gruppen strafrechtlich verfolgt. 1871 fand der heutige § 129 STGB, die Bildung einer kriminellen Vereinigung, seinen historischen Ursprung im Reichsstrafgesetzbuch als § 129 RSTGB und wurde als politisches Instrument gegen demokratische Bewegungen angewendet, die Rechte forderten, die wir heute als selbstverständlich ansehen. Auch die Nazis liebten den § 129. Nutzten ihn, um Sozialdemokrat:innen, Kommunist:innen und Gewerkschaften zu verfolgen und jede Forderung nach Menschenrechten und freier Meinungsäußerung zu unterdrücken. Die Geschichte eines solchen Paragrafen ist wichtig, um zu erkennen und einordnen zu können, welche politische Relevanz er besitzt und in welchem Geist er erlassen wurde.
Ich hatte damit gerechnet, dass ich für meinen Protest einmal vor Gericht stehen würde. In einem Rechtsstaat muss überprüft werden, ob meine Handlung, eine Straße zu blockieren, eine strafbare Nötigung nach § 240 STGB darstellt. Ich glaube an die Sinnhaftigkeit eines Rechtsstaats und das Privileg der Demokratie als eine der größten Errungenschaften unserer Zeit. Aber nur, weil ich die richterliche Überprüfung richtig finde, bedeutet es nicht, dass ich mein Handeln für strafwürdig halte. Ich kann mich auf eine Straße setzen, den Verkehr unterbrechen, damit grundsätzlich den Tatbestand einer Nötigung erfüllen und trotzdem straffrei bleiben. Denn in meinen Augen muss mein Verhalten in einer eskalierenden Klimakrise als gerechtfertigt angesehen werden. Muss das Alarmschlagen, wenn eine Krise meine Grundrechte und Lebensgrundlagen bedroht, gerechtfertigt sein. Doch selbst wenn die Gerichte zu dem Entschluss kommen, dass unser Protest strafbare Konsequenzen nach sich ziehen sollte, ist das Vorgehen nach § 129 STGB schon allein aus Gründen der Kausalität vollkommen absurd. In der Anklage wird uns vorgeworfen, wir hätten uns mit dem Ziel zusammengetan, Straftaten zu begehen. Dabei ist es umgekehrt: Wir wollten die Einhaltung der Gesetze fordern, keine Gesetze brechen. Wir sind mit der Letzten Generation angetreten, um unsere Rechte einzufordern. Als Mensch in diesem Land habe ich das Recht, dass die Regierung alles dafür tut, mein Leben zu schützen. Der fossile Kurs der letzten Jahrzehnte, reißt meiner Generation die Lebensgrundlagen unter den Füßen weg, und die Folgen dieses Befeuerns der Klimakrise kosten schon heute im globalen Süden viele Menschen das Leben. Die Letzte Generation entstand aus einer moralischen Verantwortung, zu warnen und Öffentlichkeit zu erzeugen. Dabei bedienten wir uns der Mittel des friedlichen zivilen Widerstands, wie es in der Geschichte immer wieder getan wurde, wenn großes Unrecht stattfand und die vorgelagerten Mittel ausgeschöpft waren. Unser Ziel war es, dieses gigantische Verbrechen an der Menschheit aufzuhalten.
Ein Staat muss damit umgehen können. Ein Staat braucht gerade in solchen historischen Zeiten Bürger:innen, die sich widersetzen. Die widersprechen, wenn grundlegende Fehlentscheidungen über unser aller Zukunft getroffen werden. Unser Protest ist Ausdruck einer lebendigen Demokratie. Er zeigt, dass wir als Bürger:innen dieses Landes nicht bereit sind, dieser Entwicklung tatenlos zuzusehen, wenn die Demokratie dabei versagt, uns zu schützen, und ihre Kinder in eine Höllenzukunft schickt, für den Profit weniger Reicher. Wenn wir in die Geschichte zurückblicken, sehen wir, dass Demokratien auf zivilen Widerstand angewiesen sind, um sich zu regulieren und demokratische Prinzipien zu stärken. Unser Widerstand sollte ein Korrektiv sein. Zu retten, was noch zu retten ist, das war unser Ziel.
Dabei hat sich unser Staat selbst entlarvt: Wenn eine Gruppe von Menschen, die Botschafter:innen der schlechten Nachrichten, der erschreckenden wissenschaftlichen Fakten, lieber mit den härtesten Mitteln verfolgt wird, statt ihr zuzuhören, zeigt das den Kipppunkt, an dem unsere Demokratie steht.
Mit dieser Analyse sind wir nicht allein. Zahlreiche NGOs wie Amnesty International, die Gesellschaft für Freiheitsrechte oder Green Legal Impact ordnen die Verfahren gegen die Letzte Generation wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung als Gefahr für die Menschen- und Freiheitsrechte ein. Fünf UN-Sonderberichterstatter:innen haben gemeinsam den Kontakt zur deutschen Bundesregierung gesucht und ihre menschenrechtlichen Bedenken gegen das Verfahren ausgedrückt.
Es ist ein Fall, der uns zu denken geben sollte. Der die Frage aufwirft, wie es so weit kommen konnte. Ein Rechtsstaat muss sich daran messen lassen, wie er auf Protest reagiert. Ganz besonders, wenn der Protest zur Einhaltung seiner eigenen Verfassung auffordert. Und wir müssen aufmerksam auf diese politischen Entwicklungen blicken, denn sie sind mindestens so gefährlich wie die Klimakatastrophe.
Sommer 2025. Ein Hitzerekord jagt den nächsten, in Europa gab es das heißeste und trockenste Frühjahr seit Beginn der Wetteraufzeichnungen. Alle neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse zeigen, dass die Intensität extremer Wetterereignisse in den letzten fünf Jahren stark zugenommen hat. In Spanien werden Temperaturen von 46 °C gemessen. In der Türkei werden zehntausende Menschen wegen Waldbränden evakuiert. In Deutschland beschließt das Kabinett der Bundesregierung, während Berlin unter Temperaturen von 37 °C ächzt, Gasbohrungen in der Nordsee direkt vor Borkum.
Es sind diese absurden Gleichzeitigkeiten, die mir das Herz schwer machen und mich innerlich zum Brodeln bringen. Das Wissen ist da, die Lösungen auch! Warum lassen wir Wissenschaftler:innen über Jahrzehnte forschen, damit sie uns die Dramatik der Situation auf dem Silbertablett servieren – nur um sie dann zu ignorieren? Wir leben im 21. Jahrhundert, sind in der Lage, die Zukunft zu prognostizieren, aber rennen lieber ins Verderben? Was braucht es, damit wir als Gesellschaft verstehen, dass die Klimakrise nicht irgendwann irgendwo passiert, sondern unsere Großeltern hier und heute in ihren Dachgeschosswohnungen sterben, wenn es über Tage hinweg nicht abkühlt? Wenn es nicht reicht, dass die Tagesschau jede Woche neue Extremwetter-Bilder in unsere Wohnzimmer spielt: Wie Brände fußballfeldgroße Waldstücke vernichten, der Himmel über Kanadas Großstädten nicht mehr klar wird und die Rußpartikel über 6000 Kilometer entfernt die Sicht über dem Bodensee trüben. Wie Überflutungen ganze Häuser mitreißen, hunderte Menschen ihr Hab und Gut, ihr Zuhause und viele ihr Leben verlieren. Wie Dürren unsere Felder erst vertrocknen lassen, die mickrige Ernte aber schon im nächsten Moment von sturzflutartigen Regengüssen weggespült wird. Wie kann das die Reaktion unserer Regierung sein: Augen zu und durch – neue Gasverträge, neue Subventionen, immer weiter und tiefer in die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen, obwohl wir wissen, dass sie unsere Welt in eine brennende Hölle verwandeln? Aus freien Stücken. Vernarrt in die Vorstellung eines Höher-Schneller-Weiter. Ohne Einsicht und ohne Vernunft.
Und schon jetzt, bevor die Krise zur vollkommenen Katastrophe geworden ist, können wir in Deutschland und der Welt mitverfolgen, was in der Geschichte viel zu oft aus Krisen erwachsen ist: Autokratisierung und Menschenfeindlichkeit. Unser Planet stirbt und mit ihm die Demokratie und der Rechtsstaat.
Wir Klimaaktivist:innen haben uns beinahe daran gewöhnt, dass in der Klimakrise das Völkerrecht missachtet und verwaschen wird. Das Pariser Klimaabkommen macht es den Politiker:innen viel zu leicht, immer wieder einen neuen CO2-Reduktionspfad anzukündigen, mit dem man die 1,5-Grad-Grenze noch einhalten könnte. Die Gesellschaft lässt sich dabei nur zu gerne täuschen, denn das Einhalten von Zielen ist schwer zu überprüfen, wenn diese weit in der Ferne liegen oder erst nach zehn Jahren durchschnittlicher Nichteinhaltung als gebrochen gelten.
Doch ist der Bruch mit dem Völkerrecht keineswegs auf die Klimakrise beschränkt. Der deutsche Kanzler Friedrich Merz und seine Amtskollegen haben in den ersten Monaten ihrer Amtszeit deutlich gemacht, was sie von Rechtsstaatlichkeit halten. Während Israels rechtsextreme Regierung öffentlich die Auslöschung der Bevölkerung im Gazastreifen ankündigt, lud Merz Ministerpräsident Netanjahu nach Deutschland ein. Wie ließe sich das anders interpretieren, als dass Merz sich damit aktiv dem Internationalen Strafgerichtshof, der einen Haftbefehl gegen Netanjahu ausgesprochen hat, widersetzt? Jenem Internationalen Strafgerichtshof, der als historische Errungenschaft der Weltgemeinschaft gilt, um auch die Mächtigsten für ihre Verbrechen zur Verantwortung ziehen zu können. Merz untergrub die Autorität des Gerichtshofs und kündigte damit einen Kurs gegenüber dem Völkerrecht und den Menschenrechten an, der Deutschlands internationale Glaubwürdigkeit vollkommen in Frage stellt.
Es sind diese vermeintlich kleinen Schritte, die den Diskurs verschieben. Gesetze, Regeln und Standards werden abgeschwächt, chronisch missachtet und schließlich aufgelöst. Anderes wird verschärft und dramatisiert, bis eine Gewöhnung an neue Wirklichkeiten, neue Wahrheiten eintritt, die nur wenig mit der Realität zu tun haben. So auch, als Innenminister Alexander Dobrindt im Mai 2025 anordnete, geflüchtete Menschen an Deutschlands Außengrenzen abzuweisen. Das Berliner Verwaltungsgericht hat dieses Vorgehen in drei Fällen als rechtswidrig eingestuft. Dabei hatte die ursprüngliche Einzelrichter:in den Rechtsstreit extra wegen seiner grundsätzlichen Bedeutung an eine Kammer mit drei Richter:innen übertragen, um eine eindeutige Grundsatzentscheidung in drei gleichgelagerten Fällen vorzulegen. Dobrindt und Merz haben sich darüber hinweggesetzt. Ein Rechtsbruch mit Ansage, eine Missachtung der Gewaltenteilung. Eine Erschütterung der Grundfeste unserer Demokratie. Wenn eine Regierung damit beginnt, die Gerichte zu ignorieren, Grundsatzentscheidungen als Einzelfälle abzutun, um eine menschenfeindliche Politik durchzusetzen, zerbricht etwas. Dann ignoriert sie nicht nur drei deutsche Richter:innen, sondern das Grundgesetz, das Rückgrat der Bundesrepublik, die Identität dieses Staates.
Diese Spannung zwischen Exekutive und Judikative ist nicht neu. Doch sie führt uns deutlich die Fragilität des rechtsstaatlichen Systems vor Augen. Schon Willy Brandt forderte: »Unsere Demokratie muss eine wachsame, eine kämpferische und eine sich stets erneuernde Demokratie sein.« Eine demokratische Gesellschaft darf niemals passiv sein, sie muss aktiv gestalten und sich weiterentwickeln. Sie darf nicht erstarren, sondern muss Raum für Veränderung schaffen. Wir Bürger:innen sind dazu aufgefordert, wachsam zu sein, die Demokratie zu verteidigen und Rechtsbrüche nicht einfach hinzunehmen.
Als ich in der Grundschule war, begann Deutschland, systematisch die EU-Luftqualitätsrichtlinien von 1999 und damit EU-Recht zu verletzen. Über Jahre ignorierten Bundesregierung und Länder ihre Pflicht, wirksame Luftreinhaltepläne zu erstellen. Die Deutsche Umwelthilfe begann auf Grundlage der enormen Stickstoffoxid-Belastung und der davon ausgehenden Gesundheitsgefahr für die Bevölkerung, in deutschen Großstädten wie Stuttgart, München, Düsseldorf, Hamburg und Berlin gegen die Regierungen zu klagen. Eine einfache Lösung mit Fahrverboten, z. B. in festgelegten Zonen oder von bestimmten Fahrzeugtypen, lag auf dem Tisch, aber politisch wollte man diese um jeden Preis verhindern. Ganze dreizehn Jahre später, als ich 2018 mein Schwerpunktstudium im Umweltrecht anfing, fällte das Bundesverwaltungsgericht eine tiefgreifende Entscheidung: Es erklärte Fahrverbote für rechtlich zulässig und betonte den Schutz der Gesundheit als vorrangig vor wirtschaftlichen Interessen. Erst als Folge davon verhängten einzelne Großstädte Diesel-Fahrverbote für besonders belastete Straßenabschnitte. Es war einer von verschiedenen historischen Momenten, in denen die Kluft zwischen der Notwendigkeit, das Klima und die Gesundheit der Menschen zu schützen, und der Politik auseinanderging und erst Gerichte korrigierend einschreiten mussten.
2015 einigten sich 196 Staaten unter großem Jubel auf das Pariser Klimaschutzabkommen und versprachen, die globale Erderwärmung auf deutlich unter 2 Grad, idealerweise auf 1,5 Grad zu begrenzen. 2019 kam es zu den größten Demonstrationen der Nachwendezeit, als am 23. September deutschlandweit an 575 Orten 1,4 Millionen Menschen für einen stärkeren Klimaschutz demonstrierten. Die große Koalition unter Kanzlerin Merkel versagte trotz dieser breiten Unterstützung aus der Bevölkerung dabei, ein Gesetzespaket zu beschließen, mit dem sich der Vertrag von Paris einhalten ließe.
Daraufhin fällte das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2021 eine grundlegende Entscheidung mit Blick auf das staatliche Versagen in der Klimakrise. Es erklärte wesentliche Teile des Bundes-Klimaschutzgesetzes von 2019 für verfassungswidrig. Es ermahnte die Bundesregierung, dass das bisherige Gesetz keinen langfristigen, über 2030 hinausgehenden Plan zur Reduktion von Treibhausgasen vorsah und damit gegen die Freiheitsrechte junger und zukünftiger Generationen verstieße. Man muss es sich auf der Zunge zergehen lassen: Die Regierung missachtet die Grundrechte aller jungen Menschen in diesem Land.
Dieses Urteil ist ein Meilenstein. Klimaschutz hat Verfassungsrang. Gleichzeitig ist es ein schmerzhaftes Alarmsignal. Denn es wirft die Frage auf: Für wen macht die Politik eigentlich Politik?
Ich habe mich nicht zuletzt deshalb für ein Jurastudium entschieden, weil es mich tief beeindruckt hatte, als mein Geschichtslehrer uns mit Begeisterung das deutsche Grundgesetz erklärte. Der Umstand, dass es gelungen war, ein solch starkes, an der Würde des Menschen orientiertes Grundgesetz zu erschaffen, nur wenige Jahre nach dem grausamen NS-Terror. Eine Verfassung, die auf Gleichheit und Gerechtigkeit beruht. Die Freiheit groß schreibt. Eine Verfassung, die jede Bundesregierung, jede:n Politiker:in und jede:n Bürger:in dieses Landes in die Verantwortung nimmt, unsere Freiheit und unsere Lebensgrundlagen zu schützen.
Es erscheint mir nicht richtig, dass es unserer Generation auferlegt wird, dessen Einhaltung einzuklagen. Dass wir vor die Wahl gestellt werden, uns entweder mit den Älteren, den Verantwortlichen, den, um mit Christian Lindner zu sprechen, »Profis« anzulegen, mit unserem Protest deren Unmut zu provozieren, oder auf unsere Freiheitsrechte, den Schutz unserer Zukunft zu verzichten.
Ja, die Bundesregierung hat auf das Urteil aus Karlsruhe reagiert und nachjustiert, eine Klimaneutralität »schon« bis 2045 im Klimaschutzgesetz festgeschrieben. Jährliche Emissionsbudgets wurden eingeführt und bestimmte Emissionshöchstwerte den einzelnen Sektoren, das heißt, Ministerien zugewiesen. Konkrete Pläne zum Erreichen dieser Ziele gibt es bis heute nicht. Es gehört zum kleinen Einmaleins, dass man einen Plan aufstellen muss, mit welchen Maßnahmen man ein Ziel zu erreichen gedenkt. In keinem Unternehmen würde ein solches Herangehen geduldet. In den deutschen Bundesministerien schon. Was bleibt, ist ein Glücksspiel. Eine Wette mit der Zukunft der nächsten Generationen. Vielleicht klappt es. Vielleicht nicht.
Drei Jahre nach dem Urteil des Verfassungsgerichts schaffte die Bundesregierung unter Scholz auf Druck der FDP die Sektorziele und damit die trotz allem bisher konkreteste Möglichkeit, verantwortliche Minister:innen zur Rechenschaft zu ziehen, ab. Inzwischen hat die nächste deutsche Wirtschaftsministerin, Katharina Reiche, zusammen mit Kanzler Merz das Ziel, im Jahr 2045 klimaneutral zu sein, öffentlich in Frage gestellt. Sie fragen sich, ob man nicht noch ein bisschen mehr Zeit raushandeln könnte, bis man wirklich Klimaschutz macht. Dabei würde selbst eine deutsche Klimaneutralität im Jahr 2045 unserer historischen Verantwortung niemals gerecht werden. Deutschland hat in der Vergangenheit bereits viel zu viel CO2 ausgestoßen, um überhaupt noch in Erwägung ziehen zu dürfen, damit bis 2045 weiterzumachen. Gleichzeitig führen diese Zahlen uns auf einen vollkommenen Irrweg. Sie suggerieren, dass wir noch genügend Zeit hätten, dabei führt schon eine globale Erderhitzung von 1,5 Grad zu dramatisch veränderten Lebensbedingungen. Es ist kein harmloses Ziel, dessen Einhaltung wir feiern könnten, bis zu dem noch alles normal bleibt. Es markiert die Grenze der Irreversibilität. Danach bleibt uns nur Schadenbegrenzung und der Kampf um stabile und bewohnbare Regionen. Was zur Hölle! Wie kann es sein, dass die Mächtigen dieses Landes es wagen, in Frage zu stellen, ob man sich auch nur ein Zehntel Grad heißer noch leisten kann? Wie nah können wir an den Abgrund gehen, ohne zu fallen? Es gleicht einem Spiel von Kindern, nur reißt ihre Verantwortungslosigkeit alle anderen mit.
3,5 Milliarden Menschen leben aktuell in Zonen nahe dem Äquator, die in den nächsten Jahren unbewohnbar zu werden drohen. Wo es so heiß werden wird, dass man als Mensch das Haus einen großen Teil des Jahres nicht verlassen kann. Man wird nicht mehr zur Schule gehen oder auf dem Bau arbeiten können. Man wird nichts mehr anbauen und ernten können. Wer fliehen kann, wird von Schleppern und Menschenhändler ausgebeutet, dem begegnen Abschottung und Ausgrenzung. Hilfsorganisationen werden bedroht, Seenotretter:innen eingesperrt. Wer nicht fliehen kann, stirbt.
Die Folgen der Klimakrise zwingen schon heute Millionen von Menschen zur Flucht. Und uns sollte bewusst sein, dass es auch für vermeintlich stabile Demokratien nicht einfach sein wird, mit einer sich immer wieder stark verändernden und vergrößernden Bevölkerung umzugehen. Wir brauchen nicht in die Zukunft zu blicken, um zu erkennen, dass wir den Menschen, die in unser Land fliehen, nicht gerecht werden. Schon heute treffen sie auf Rassismus und Ausgrenzung. Vielen wird ein stabiles und sicheres Leben in Deutschland bürokratisch verunmöglicht. Die unglaubliche Bereicherung, die sie für unsere Gesellschaft sein können, wird geleugnet. Die Selbstverständlichkeit, Menschen auf der Flucht ein neues Zuhause zu bieten, wird ignoriert.
In diesem Moment entscheiden wir als Menschheit, wie es mit dem Leben auf dem Planeten Erde weitergeht. Wir entscheiden über die Lebensrealität von Milliarden von Menschen. Gleichzeitig entscheiden wir als deutsche Gesellschaft über unser Land, über die Zukunft unserer Demokratie.
Es sind historische Zeiten. Zeiten, in denen das Kippen beginnt. Es sind die Anfänge, die scheinbar kleinen Schritte, die etwas lostreten, das unsere Welt vollkommen verändern wird.
Was erzählt man seinen Kindern über diese Zeit, über die eigene Rolle darin? Darüber, dass man dabei war, als noch die Möglichkeit bestand, etwas zu tun?
In Deutschland entscheiden wir in diesen Tagen über die Demokratie. Über den Rechts- und den Sozialstaat. Über internationale Abkommen und Prinzipien. Auch hier sind es die vermeintlich kleinen Entscheidungen, die Menschenrechte in Frage stellen, die Grundrechte missachten. Und es ist ein Gewöhnungsprozess, dass sie uns als kleine Entscheidungen vorkommen. Zusammengenommen liefern sie jedoch ein fatales Bild über den Zustand der Welt, den Zustand unserer Gesellschaft und eines Staates, an den mit seiner Geschichte kaum ein zu hoher demokratischer Anspruch gestellt werden kann. Es ist jene Staatsform, die prädestiniert dafür sein sollte, eine eskalierende Krise wie die Klimakrise aufzuhalten, die aber daran scheitert. Für sich grundlegend verändernde Lebensbedingungen sind jedenfalls weder unsere Demokratie noch die Verfasstheit der europäischen Mitgliedsstaaten gewappnet.
Das Kalkül, man müsse erst die Wirtschaft mit neuen Gasverträgen ankurbeln, so die Zustimmung zu den rechtsextremen Parteien verringern, um dann endlich den Klimaschutz wirklich in Angriff zu nehmen, ist ein Selbstbetrug. Vielleicht sogar ein kollektiver. Denn auch die sich häufenden Extremwetterereignisse zahlen inzwischen auf das Konto der Rechtsextremen ein. Sie erzeugen ein Gefühl von staatlichem Kontrollverlust, von einem Versagen des staatlichen Schutzversprechens. Dann sind sie die Ersten, die rufen: »Wir haben es euch gesagt, diese Regierung schützt euch nicht.« Dann stellen sie sich als Retter in der Not dar, verlangen nach Kompensation, nach einem Übermaß an Ordnung und Kontrolle, und hier zuerst nach einer drastischen Begrenzung der Migration.
Es ist nicht die Frage ob, nur wann die Bruchmomente kommen, die unser gesamtes System in Zweifel ziehen. Und es ist die Frage, welche Gestalt diese Ereignisse haben werden: Es kann ein Hitzesommer sein, der die Krankenhäuser überfüllt und das Gesundheitssystem endgültig zusammenbrechen lässt. Welche Notaufnahme soll all die Alten, die Kinder, die vorerkrankten Menschen aufnehmen, wenn im Sommer die Temperaturen mehrere Wochen 37 Grad übersteigen? Der menschliche Körper kann nicht gleichzeitig gegen eine Herzerkrankung und gegen die Hitze kämpfen. Er gibt auf.
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